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(Vor)Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem ein Bundes-

gesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Be-

hinderungen (BGStG), ein Bundesgesetz über die 
Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale 
Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und 
die Behindertenanwaltschaft (Schlichtungsstellen-
gesetz – SchlStG) erlassen und das Behindertenein-
stellungsgesetz geändert werden

Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Bundesarbeitskammer dankt für die Übermittlung des im Betreff genannten Gesetzesentwurfes und nimmt wie folgt im Vorbegutachtungsverfahren Stellung:

Kurzzusammenfassung der Stellungnahme der Bundesarbeitskammer zum Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung:

· Die Bundesarbeitskammer begrüßt den vorliegenden Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes. Der Entwurf bietet eine gute Diskussionsgrundlage für einen folgenden Ministerialentwurf. Die von der Bundesarbeitskammer vorgebrachten konkreten Änderungsvorschläge zielen auf eine Abrundung des Entwurfes und sind darauf ausgerichtet, in die weitere, breit anzulegende Diskussion mit allen Akteuren der Behindertenbewegung einzufließen. 

· Dass der vorliegende Entwurf nicht nur auf begünstigt behinderte Personen nach dem BEinstG Anwendung finden soll, könnte in der Praxis zu einem Spannungsverhältnis zwischen missbräuchlicher Berufung auf dieses Gesetz und effektiver Rechtsdurchsetzung für Betroffene führen. Dieses Spannungsverhältnis gilt es im Lichte der Selbstbestimmung von behinderten Menschen aufzulösen, wobei eine „Verfahrensflut“ zu verhindern ist.

· Ausdrücklich wird die Anerkennung der Gebärdensprache und das Mediationsverfahren als Instrument der Konfliktlösung begrüßt.

· Die Bundesarbeitskammer fordert die Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für den Abschluss einer erzwingbaren Betriebsvereinbarung als Instrument zur Integration von behinderten Menschen in die Arbeitswelt.

· Weiters wird seitens der Bundesarbeitskammer die ausdrückliche Einbeziehung des gesamten schulischen und universitären Bildungsbereiches in die Anwendbarkeit des Gleichstellungsgesetzes gefordert. 

· Zur weiteren nachhaltigen Integrationspolitik hält die Bundesarbeitskammer die Einsetzung eines Behindertenbeauftragten vor allem für den öffentlichen und gesellschaftlichen Diskurs über Behindertenpolitik für erforderlich. Dieser Vorschlag sollte zeitgleich mit der Schaffung des Behindertengleichstellungsgesetzes umgesetzt werden.

· Die Bundesarbeitskammer fordert aus Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsverständlichkeit eine Kodifizierung des stark zersplitterten Bestandes an speziellen Rechtsnormen  für behinderte Menschen.

· Die Bundesarbeitskammer fordert, dass alle Sozialpartner die Möglichkeit haben, als Interessenvertreter aller Arbeitnehmer und aller Arbeitgeber Anträge bei der Schlichtungsstelle bzw bei Gericht einzubringen. Auch müssen die Sozialpartner in einem ausgewogenen Verhältnis in der Schlichtungsstelle vertreten sein.

Vorbemerkung:

Zentrales Ziel der Politik für behinderte Menschen sollte nach Auffassung der Bundesarbeitskammer nicht die Fürsorge und die Versorgung sein, sondern ihre selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und die Beseitigung der Hindernisse, die ihrer Chancengleichheit entgegenstehen. 

Der Gesetzgeber ist gefragt, Bestimmungen zu erlassen, welche den Anspruch von Menschen mit Behinderung auf Unterstützung und Solidarität als Teil selbstverständlicher und universeller Bürgerrechte erfüllen. Gemeinsames Ziel aller politischen Akteure sollte die Ermöglichung eines selbstbestimmten Lebens für Menschen mit Behinderung sein.

Allgemeiner Teil:

Positive Maßnahmen

Der vorliegende Vorentwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes beschäftigt sich bis ins Detail mit der Diskriminierung. Verschiedene Diskriminierungstatbestände, die Anerkennung der Gebärdensprache, die Rechtsdurchsetzung bei Vorliegen einer Diskriminierung werden geregelt. Aus Sicht der Bundesarbeitskammer fehlen jedoch aktive Maßnahmen zur Vermeidung von Diskriminierung und Konflikten. So könnte zB im Arbeitsbereich die Ermächtigung zum Abschluß einer erzwingbaren Betriebsvereinbarung die Integration von behinderten Menschen in die Arbeitswelt fördern. Firmenphilosophie (Teilhabe behinderter Menschen, Chancengleichheit, Gleichstellung und respektvolle Zusammenarbeit), die Eingliederung behinderter Menschen in einen sich stetig ändernden Arbeitsprozess sowie die Sensibilisierung aller MitarbeiterInnen für die Integrationsthematik könnten in einer Betriebsvereinbarung festgehalten werden. Auch das Instrument des Mentorings wäre für die berufliche Integration von behinderten Menschen überlegenswert.
Sensibilisierung durch Behindertenbeauftragte/n

Der vorliegende Gesetzesentwurf sieht vor, dass bei Diskriminierung einer Frau oder eines Mannes auf Grund einer Behinderung eine Sanktion einsetzt. Überwiegend ist eine finanzielle Sanktion vorgesehen. Nach Ansicht der Bundesarbeitskammer ist eine Strafe jedenfalls dann erforderlich, wenn nach Aufklärung an der verpönten Verhaltensweise festgehalten wird. Dem Aufklärungs- bzw Sensibilisierungsgedanken wird im Entwurf durch die Einrichtungen der Behindertenanwaltschaft, der Schlichtungsstelle und durch das Instrument Mediation Rechnung getragen. Unbeachtet bleibt jedoch der Bereich der politischen und sozialen Rahmenbedingungen für behinderte Menschen. Diese Aufgabe könnte ein/e Beauftragte/r für die Belange der behinderten Menschen übernehmen. Die aktive Begleitung der Gesetzgebung, die Prüfung ihrer Auswirkungen auf behinderte Menschen und das Einsetzen für Änderungen diskriminierender Gegebenheiten sollten seine Tätigkeitsbereiche sein. Da nicht nur Gesetze, sondern auch gesellschaftliche Veränderungen erhebliche Auswirkungen auf behinderte Menschen haben, sollten diese beobachtet und analysiert werden. Erforderlichenfalls sollte der/die Behindertenbeauftragte Gegensteuerungen einfordern können.

Durch den Kontakt mit behinderten Menschen und mit Behindertenverbänden erhält der/die Behindertenbeauftragte Kenntnisse, welche er/sie in die einzelnen Fachministerien einbringen kann. Da Behindertenpolitik eine Querschnittsmaterie ist, wäre der/die Behindertenbeauftragte ressortübergreifend tätig.

Die aktive Teilnahme eines/einer Behindertenbeauftragten am öffentlichen und gesellschaftlichen Diskurs über Behindertenpolitik könnte demnach als allgemeine Aufgabenbeschreibung des/der Behindertenbeauftragten dienen. Zur Umsetzung seiner/ihrer Aufgaben sind die erforderlichen Personal- und Sacherfordernisse seitens des Bundes beizustellen.

Behindertengleichstellungsgesetz – ein Gesetzbuch für behinderte Menschen

Zur Zeit finden primär folgende Gesetze für behinderte Menschen Anwendung:

Bundesebene:

· Behinderteneinstellungsgesetz

· Bundessozialamtsgesetz

· Bundesberufungskommissionsgesetz

· Bundesbehindertengesetz

· Bundespflegegeldgesetz

Landesebene

· 9 Landesbehindertengesetze 

· 9 Landespflegegeldgesetze

· 9 Sozialhilfegesetze

Von Bedeutung ist auch die Art 15a BV-G Vereinbarung über gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen. Zusätzlich finden noch einschlägige Bestimmungen in der Bundesverfassung, aber auch verschiedene Verordnungen auf Bundesebene (beispielsweise für die Ausstellung des Behindertenpasses) und Richtlinien für die Gewährung von finanziellen Leistungen an behinderte Menschen Anwendung. Schließlich gibt es noch Bestimmungen in anderen Materiengesetzen, welche spezifisch auf behinderte Menschen angewendet werden (beispielsweise im Einkommenssteuergesetz). 

Durch das in Vorbegutachtung stehende Behindertengleichstellungsgesetz würde diese lange Liste um dieses Gesetz sowie um das Schlichtungsstellengesetz erweitert werden. 

Aus Sicht der Bundesarbeitskammer sollten die rechtlichen Bestimmungen und Förderungsmaßnahmen für Menschen mit Behinderung übersichtlicher gestaltet werden. Die bürgernahe Zusammenfassung der bisherigen Bundesrechtsvorschriften und der Einbau erforderlicher ergänzender Gesetzesbestimmungen in eine Kodifikation könnte diesen Anspruch erfüllen.

Der vorliegende Entwurf eines Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes wird als erster Schritt in diese Richtung begrüßt, wenngleich die Schlichtungsstellen nicht in einem eigenen (zusätzlichen) Gesetz, sondern unmittelbar im Behindertengleichstellungsgesetz geregelt werden sollten. Das Ziel des Rechtsgestaltungsweges sollte aber letztlich eine Kodifikation aller gesetzlichen Bestimmungen für behinderte Menschen auf Bundesebene sein, ein „Gesetzbuch Menschen mit Behinderungen“ (GMB).

Besonderer Teil:

Artikel 1

Bundesgesetz über die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen

(Behindertengleichstellungsgesetz)
§ 1 (Verfassungsbestimmung): 

Inhalt: Jede Diskriminierung, unabhängig, ob durch Vollziehung einer landes- oder bundesgesetzlichen Bestimmung bzw daran, wer der Diskriminierende ist, kann vor einer Bundesbehörde vorgetragen werden.

In Anbetracht der Tatsache, dass sich die Bestimmung nur an die Vollziehung wendet, weist die Bundesarbeitskammer darauf hin, dass auch der Gesetzgeber noch in manchen Bereichen aufgefordert ist, diskriminierende Bestimmungen zu beseitigen (das gilt insbesondere für die noch offenen Punkte aus dem Gesamtbericht der Arbeitsgruppe zur Durchforstung der österreichischen Bundesrechtsordnung hinsichtlich behindertenbenachteiligender Bestimmungen. 

Offen erscheinen die Auswirkungen der Wortwahl: “... Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Artikel II enthalten sind, Bundessache“. Könnte dies bedeuten, dass es keine Landes-Behindertengleichstellungsgesetze geben kann? Aus den EB lässt sich diesbezüglich nichts ableiten.

§ 3 Personenkreis

Die Definition des BMSG, wonach auf die Funktionalität abgestellt wird, sollte abgeändert werden. Es wird vorgeschlagen, dass sinnesbehinderte Menschen (blinde und hochgradig sehbehinderte Menschen, wie auch gehörlose Menschen) ausdrücklich in die Definition aufgenommen werden. Folgende Definition wird vorgeschlagen:

Menschen mit Behinderung sind Personen, die eine mehr als sechsmonatige Beeinträchtigung einer Körper- und/oder Sinnes- und/oder geistigen Funktion bzw eine psychische Beeinträchtigung haben, die von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht, und deren Teilhabe am Leben der Gesellschaft dadurch beeinträchtigt ist.

Weiters sollten auch Personen in den Anwendungsbereich des Gesetzes aufgenommen werden, denen fälschlich eine Behinderung zugeordnet wird. Aus der Praxis sind Fälle bekannt, dass Arbeitnehmerinnen von Weiterbildungsmaßnahmen ausgeschlossen werden, da sie angeblich an Brustkrebs leiden und sich die Maßnahme möglicherweise für die Firma nicht amortisiert. In einem Fall musste sich zB eine Arbeitnehmerin einer Operation unterziehen, wobei sich jedoch der Verdacht auf Krebs nicht bestätigt hat. Dennoch ist das Gerücht „Brustkrebs“ mit den diskriminierenden Folgewirkungen aufrecht geblieben. Ein derartiges Vorgehen sollte ebenfalls als Diskriminierung im Sinne des vorliegenden Gesetzesentwurfs geahndet werden.
§ 4 Barrierefreiheit

Der Anwendungsbereich dieser Bestimmung ist unklar. Sollte er in Zusammenhang mit den Bestimmungen zur Diskriminierung gemäß § 9 zu lesen sein, so wäre dies klarzustellen. Denkbar wäre auch ein Anwendungsbereich aufbauend auf Artikel 7 B-VG  (Präzisierung dieser Bestimmung). 

Aus Sicht der Praxis stellt sich vor allem die Frage, wer diese Barrierefreiheit kontrolliert bzw wie sie kontrolliert wird. Soll die ÖNORM 1600 verbindlich angewendet werden? Auch müssten organisatorische Maßnahmen seitens des Bundes gesetzt werden, damit Eigentümer und Pächter von öffentlichen Gebäuden eine verbindliche Hilfestellung bei der Umsetzung dieser Bestimmung erfahren.

§ 6 Gebärdensprache

Die Anerkennung der Gebärdensprache wird ausdrücklich begrüßt und sollte in der vorgelegten Form beibehalten werden. § 6 Abs 4 müsste überprüft werden, da es nach unserem Wissen schon jetzt eine Kostenübernahme im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren gibt. 

Unklar ist, wer die erwähnte Verordnung zu erlassen hat. Ebenso ist unklar, welche  Auswirkungen die Anerkennung der Gebärdensprache auf den Schulbereich hat.

§ 7 Förderungsgrundsätze

Eine Selbstbindungsbestimmung für den Bund wird begrüßt. Die Bundesarbeitskammer unterstützt den Vorschlag, dass Firmen, die wegen häufiger Diskriminierung bei der Schlichtungsstelle amtsbekannt sind, nicht ohne weiteres unbeschränkt Lohnkostenzuschüsse erhalten sollen.
Analoges sollte auch für Landesförderungen und im Bereich des Bundesvergabegesetzes gelten. 

 § 9 Diskriminierung

Bei der Diskriminierung von Dienstleistungen sollten nicht nur Automaten erfasst werden. Es sollten zB auch medizinische Dienstleistungen, die nicht im Spital, sondern in Arztpraxen erfolgen, oder etwa öffentliche Dienstleister wie Notare thematisiert werden. Bestimmte Bereiche wie zB die soziale und medizinische Rehabilitation und auch der Bildungsbereich fehlen bei der Aufzählung von potentiellen Diskriminierungsbereichen. Die Bundesarbeitskammer fordert, dass diese Bereiche explizit in den Anwendungsbereich des Gesetzes einbezogen werden.
Als sinnvoll erachtet wird, dass insbesondere bei einer barrierefreien Gestaltung von Lebensbereichen dann keine Diskriminierung vorliegt, wenn die Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Gegebenheiten eine unverhältnismäßige Belastung mit sich bringen würde, aber durch zumutbare Maßnahmen ein Zustand hergestellt wird, der zu einer maßgeblichen Verbesserung der Situation von Menschen mit Behinderung führt. Auf Basis dieser Bestimmung könnten innovative Maßnahmen gesetzt werden. Beispielsweise könnte an Stelle der Preisauszeichnung in Braille-Schrift in einem Lebensmittelgeschäft ein Verkäufer als Einkaufshilfe zur Seite gestellt werden.

§ 10 Belästigung

Die Formulierung von Absatz 2 sollte so klar gestaltet werden, dass für die Interpretation die EB nicht erforderlich sind.

Mittels einer Betriebsvereinbarung könnte in Betrieben diversen Diskriminierungen vorgebeugt werden (zum möglichen Inhalt siehe oben „Positive Maßnahmen“). Weiters sollte zumindest in den Erläuternden Bemerkungen (EB) klargestellt werden, dass im Innenverhältnis das DHG Anwendung findet.

§ 12 Rechtsfolgen bei Verletzung

Hier wäre zumindest in den EB ein Hinweis sinnvoll, dass dieser Anspruch verschuldens-unabhängig ist.

Aus Sicht der Bundesarbeitskammer ist zu überlegen, ob nicht auch das Instrument einer Unterlassungsklage mit Ersatzvornahmen zum gewünschten Ziel, nämlich der Vermeidung einer (zukünftigen) Diskriminierung dienlich wäre. Weiters sollte für die finanziellen Sanktionen eine Valorisierung vorgesehen werden.

§ 12 Abs 4 sollte klarer formuliert werden, da der Begriff „Einzelne“ missverständlich ist.

§ 13 Geltendmachung der Ansprüche

Die Einrichtung einer Schlichtungsstelle für die Gleichbehandlung von Menschen mit Behinderung wird ausdrücklich begrüßt. Jedenfalls sollten auch Verbände der behinderten Menschen die Schlichtungsstelle anrufen können, wobei die formalen Voraussetzungen für die Antragslegitimation festgelegt werden müssen. 

§ 14 Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierungen

Begrüßt wird die Bestimmung, dass die Schlichtungsstelle auch dann zuständig ist, wenn sowohl eine Diskriminierung auf Grund der Behinderung als auch aufgrund der Rasse oder ethnischen Herkunft geltend gemacht wird. Dadurch ist die Kontinuität der Zuständigkeit in Angelegenheiten der Diskriminierung von behinderten Menschen gewahrt. 

§ 15 Anrufung des Gerichtes

Unklar ist, ob die Verbände und die Interessenvertretungen auch direkt das Gericht mittels Verbandsklage anrufen können oder ob sie sich zuvor an die Schlichtungsstelle wenden müssen. Von der Bundesarbeitskammer wird eine Klarstellung im Sinne der zweiten Variante präferiert.

§ 17 Beweismaßerleichterung

Die Formulierung entspricht nicht dem Wortlaut der umzusetzenden RL 2000/78/EG der EU. Aus Sicht der Bundesarbeitskammer ist es aber unabdingbar, den Erfordernissen der RL Rechnung zu tragen. Um Übernahme der Formulierung der RL 2000/78/EG wird ersucht.

§ 18 Anträge durch Verbände

Aus nicht nachvollziehbaren Gründen ist der ÖGB nicht zur Antragsstellung legitimiert. Die Bundesarbeitskammer fordert nachdrücklich, dass alle Sozialpartner ex lege die Möglichkeit der Antragstellung haben.

Hinsichtlich anderer Verbände sollte es ein Zulassungsverfahren durch das Justizministerium geben. Wenn festgelegte objektiv nachvollziehbare Voraussetzungen vorliegen, sollten auch andere Verbände, welche die Interessen von behinderten Menschen vertreten, die Möglichkeit der Antragstellung haben.

Schlussbestimmungen

Ein wesentliches Manko des vorliegenden Vorentwurfs sind das Fehlen von Inkrafttretensbestimmungen (zB für die Barrierefreiheit von Gebäuden – sowohl für bestehende Gebäude wie auch für Neubauten – und für die Anwendbarkeit der Gebärdensprache) und das Fehlen der Abschätzung der Kosten, die durch die Umsetzung dieses Gesetzes anfallen würden. Aus Sicht der Bundesarbeitskammer ist die Aufnahme des beabsichtigten Geltungsbeginns (Etappenplan für die Umsetzung) wie auch einer Kostenschätzung für die weitere seriöse Diskussion erforderlich.

Artikel 2

Bundesgesetz über die Schlichtungsstelle beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz und die Behindertenanwaltschaft

(Schlichtungsstellengesetz)
§ 1 Schlichtungsstelle

Die Bundesarbeitskammer begrüßt die Einrichtung einer Schlichtungsstelle. Konflikte im Zusammenhang mit der Diskriminierung von behinderten Menschen sollten in einem schnellen, einfachen Verfahren gelöst werden. Aus Gründen der Bürgernähe und der Kenntnisse über die Gegebenheiten vor Ort sollte die Schlichtungsstelle nicht beim BMSG, sondern am Sitz der einzelnen Bundessozialämter eingerichtet werden. 

Um eine schnelle und unbürokratische Konfliktlösung zu ermöglichen, schlägt die Bundesarbeitskammer vor, dass die Schlichtungsstelle analog dem Verfahren vor dem ASG aus drei fachkundigen Personen besteht, wobei mehrere Senate eingerichtet werden müssten. Den Vorsitz sollte der Leiter des Bundessozialamts bzw ein von ihm bestellter Beamter innehaben. Die Beisitzer sollten aus einem Pool von fachkundigen Personen bestellt werden. In dem Pool sollten sich fachkundige Personen befinden, welche vom Bundesbehindertenbeirat regional ernannt werden. Das Vorschlagsrecht soll den Interessenvertretungen der behinderten Menschen, der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber sowie dem Bund und den Ländern zukommen. 

§ 4 Zusammensetzung der Senate

Aus Sicht der Bundesarbeitskammer ist nicht einsichtig, warum im vorgelegten Entwurf die Interessenvertretungen der Arbeitnehmer ungleich behandelt werden gegenüber den Interessenvertretungen der Arbeitgeber. Eine paritätische Zusammensetzung in den Angelegenheiten des Arbeitsrechts wird gefordert, da nur so eine ausgewogene Berücksichtigung der Interessen möglich ist.

§ 8 Mediation

Die Einführung der Mediation im Schlichtungsverfahren wird ausdrücklich begrüßt. Hat doch die Praxis gezeigt, dass es sich dabei um eine Möglichkeit einer erfolgreichen Konfliktlösung handelt. Die Bundesarbeitskammer sieht jedoch in § 8 Abs 5 eine Bestimmung, welche nicht mit einem der Grundsätze der Mediation, nämlich der Vertraulichkeit, in Einklang steht. Dieser Absatz ist daher zu streichen.  
§ 11 Behindertenanwaltschaft

Zur Stärkung der Position und Verbesserung der Situation von behinderten Menschen und deren Angehörigen soll beim BMSG eine Behindertenanwaltschaft eingerichtet werden.

Die Zielsetzung des Vorschlages, die Situation behinderter Menschen zu verbessern, wird seitens der Bundesarbeitskammer selbstverständlich unterstützt. Nach unserer Ansicht sollte jedoch die Behindertenanwaltschaft durch eine/einen Behindertenbeauftragte/n – wie schon einleitend dargelegt – ergänzt werden. Behinderte Menschen sollten eine zentrale Anlaufstelle für ihre Anliegen haben. Diese Stelle sollte bei konkreten Beschwerdefällen Lösungen mit den betroffenen Institutionen erarbeiten. Gleichzeitig sollte sich der Behindertenbeauftragte aber auch aktiv am öffentlichen und gesellschaftlichen Diskurs über Behindertenpolitik beteiligen. Ein jährlicher Tätigkeitsbericht sollte die Aktivitäten dokumentieren. Der Bericht sollte sowohl dem Nationalrat als auch dem Bundesrat vorgelegt werden. Zur Umsetzung dieser Aufgaben sind die erforderlichen Personal- und Sacherfordernisse seitens des Bundes beizustellen.

Die Beschränkung der Behindertenanwälte auf österreichische Staatsbürger ist eine unzulässige Diskriminierung auf Grund der Staatsbürgerschaft gemäß Artikel 7 der Verordnung 1612/68 und daher EU-widrig.
Artikel 3

Änderungen des Behinderteneinstellungsgesetzes

Die Bundesarbeitskammer begrüßt, dass am bestehenden Kündigungsschutz für begünstigte behinderte ArbeitnehmerInnen festgehalten wird. Behinderte Menschen, die eine benachteiligte Gruppe am Arbeitsmarkt darstellen, bedürfen eines besonderen Schutzes. Bei Verschlechterung der wirtschaftlichen Gesamtposition eines Unternehmens, bei innerbetrieblichen Umstrukturierungen oder bei Auftreten gesundheitlicher Probleme sind diese Personen erfahrungsgemäß in wesentlich höherem Maß gefährdet, ihren Arbeitsplatz zu verlieren, als andere. Der besondere Kündigungsschutz ist daher als Korrektiv für den Schutz behinderter Menschen unverzichtbar. 

§ 7 Diskriminierung

Die beispielhafte Aufzählung der potentiellen Diskriminierungsbereiche in der Arbeitswelt wird begrüßt. Im Entwurf wird auch dem Zugang zur Berufsberatung, Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung und Umschulung außerhalb eines Arbeitsverhältnisses besonderer Augenmerk geschenkt. Die Auswirkungen dieser Bestimmungen sind aus Sicht der Bundesarbeitskammer nicht in allen Einzelheiten absehbar. Änderungserfordernisse bei Schulungsmaßnahmen sowohl im öffentlichen Bereich als auch bei Institutionen des Wirtschaftslebens sind anzunehmen. Detailliertere Ausführungen und Umsetzungsvorstellungen sind für die Einschätzung dieser Bestimmung erforderlich.

Im Bereich des Diskriminierungsverbotes „Beendigung des Arbeitsverhältnisses (§ 7 Abs 1 Ziffer 8)“, ist nicht klar, inwieweit es sich hierbei um eine materielle Derogation des        § 105 Abs 1 Ziffer 1 Arbeitsverfassungsgesetz (Motivkündigung) für behinderte Menschen handelt. Eine Klarstellung wäre hier vorzunehmen, wobei die Bundesarbeitskammer die Regelung im Behinderteneinstellungsgesetz begrüßt.
§ 7b Abs 2 Mobbing

Die Bundesarbeitskammer begrüßt, dass erstmals der Tatbestand des Mobbings durch Arbeitskollegen ausdrücklich arbeitsrechtlich festgehalten ist.

§ 7d Abs 1 Schadenersatz

Eine Unterscheidung der Schadenersatzhöhe bei privaten Arbeitgebern und Bund ist entschieden abzulehnen. Eine derartige Differenzierung erscheint im Hinblick auf den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz höchst bedenklich. Ebenso ist die Schadensobergrenze von 500,- € nicht mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar (Rechtssache Draehmpaehl). Es wird vorgeschlagen, dass in beiden Sachverhalten der Schadenersatz auf drei Monatsentgelte angehoben wird.

§ 7f Zuständigkeit bei Mehrfachdiskriminierung

Begrüßt wird, dass die Schlichtungsstelle auch dann zuständig ist, wenn sowohl eine Diskriminierung auf Grund der Behinderung als auch auf Grund ua der Rasse oder ethnischen Herkunft geltend gemacht wird. Dadurch ist eine Kontinuität der Zuständigkeit im Bereich Diskriminierung von behinderten Menschen gewahrt. 

§ 7d Abs 14 – Viktimierungsschutz

Ausdrücklich wird der Vikitimierungsschutz begrüßt. ArbeitnehmerInnen, die im Verfahren zur Durchsetzung des Diskriminierungsverbotes als Zeuge oder Auskunftsperson fungieren, dürfen keine Benachteiligung erfahren. 
§ 7i Beweismaßerleichterung

Die vorgesehene Beweismaßerleichterung bei Gericht entspricht nicht den Vorgaben der umzusetzenden Rahmenrichtlinie 2000/78/EG. Vorgeschlagen wird die Übernahme des Wortlautes der RL.

§ 7j Anträge durch Verbände

Aus nicht nachvollziehbaren Gründen ist der ÖGB nicht zur Antragsstellung legitimiert. Die Bundesarbeitskammer fordert nachdrücklich, dass alle Sozialpartner ex lege die Möglichkeit der Antragstellung haben. Hinsichtlich anderer Verbände sollte es ein Zulassungsverfahren durch das Justizministerium geben. Wenn festgelegte, objektiv nachvollziehbare Voraussetzungen vorliegen, sollten auch andere Verbände und Vereine von behinderten Menschen die Möglichkeit der Antragstellung haben.

Inkrafttretensregelungen

Für die weitere Diskussion ist es nach Ansicht der Bundesarbeitskammer erforderlich, Angaben hinsichtlich des beabsichtigten Geltungsbeginnes des Gesetzes und über die finanziellen Auswirkungen zu machen. 

Die Bundesarbeitskammer ersucht um Berücksichtigung der vorgebrachten Vorschläge.

Herbert Tumpel


Christoph Klein

Präsident
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